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Bericht 
des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
— Drucksachen 11/2990, 11/3583, 11/3603 — 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes und zur 
Förderung eines gleitenden Übergangs älterer Arbeitnehmer in den Ruhestand 

Bericht der Abgeordneten Sieler (Amberg), Strube, Zywietz und Frau Rust 

Mit dem Gesetzentwurf ist beabsichtigt, bestimmte 
Leistungen des Arbeitsförderungsgesetzes zu konsoli-
dieren, um auf der anderen Seite einen hohen Stand 
der Arbeits- und Bildungsförderung zu halten. Ferner 
soll ein gesetzlicher Rahmen für einen gleitenden 
Übergang vom Arbeitsleben in den Ruhestand ge-
schaffen werden. Der Gesetzentwurf regelt die Vor-
aussetzungen für die Gewährung staatlicher Leistun-
gen zur Förderung der Altersteilzeitarbeit. Die Rege-
lung ist bis Ende 1992 bef ristet. 

Die Maßnahmen zur Konsolidierung führen bei der 
BA im Jahr 1989 zu Minderausgaben bzw. Mehrein-
nahmen in Höhe von insgesamt 1,26 Mrd. DM. Die 
Begrenzung der Höchstdauer beim Arbeitslosengeld 
für Jugendliche wirkt sich bei der BA wegen weitrei-
chender Übergangsvorschriften erst ab 1990 ausga-
benmindernd aus. 

Der Bund wird durch die Anrechnung der Zeiten der 
Leistungsfortzahlung im Krankheitsfall auf die An-
spruchsdauer beim Arbeitslosengeld im Jahr 1989 mit 
Mehrausgaben von 30 bis 50 Mio. DM bei der Arbeits-
losenhilfe belastet. Durch die Begrenzung der An-
spruchsdauer beim Arbeitslosengeld für Jugendliche 
werden sich bei der Arbeitslosenhilfe in 1990 Mehrbe-
lastungen von 10 Mio. DM und in 1991 von 35 bis 
50 Mio. DM ergeben. 

Bei 10 000 Altersteilzeitfällen ergeben sich bei der BA 
Kosten in Höhe von rd. 72 Mio. DM jährlich. Dem ste-

hen Entlastungen bei der BA von 48,4 Mio. DM jähr-
lich (Minderausgaben beim Arbeitslosengeld) sowie 
Entlastungen im Bundeshaushalt bei der Arbeitslo-
senhilfe von rd. 20 Mio. DM gegenüber. Bei diesen 
Entlastungen sind — soweit erkennbar — Steuermin-
dereinnahmen durch die Auswirkung der niedrigeren 
Altersteilzeitbezüge berücksichtigt. Die Steuerbefrei-
ungen nach Artikel 6 sind hierin im Rahmen der 
Schätzgenauigkeit enthalten. Sie betragen — isoliert 
gerechnet — insgesamt etwa 2,5 Mio. DM. 

Der Einsparbetrag von 1,26 Mrd. DM ist bei der Be-
messung des im Bundeshaushalt enthaltenen Zu-
schusses an die BA von 3,3 Mrd. DM berücksichtigt. 
Auch den durch den Gesetzentwurf entstehenden Be-
lastungen bzw. Entlastungen bei der Arbeitslosenhilfe 
ist im Bundeshaushalt sowie in der Finanzplanung 
Rechnung getragen. 

Demgegenüber sind die Auswirkungen der Einfüh-
rung eines Teilzeitruhestandes im Haushaltsentwurf 
noch nicht berücksichtigt. Die im Gesetzentwurf ent-
haltene Kostenschätzung hat lediglich Modellcharak-
ter. Die effektive Belastung ergibt sich aus der tat-
sächlichen Inanspruchnahme des Teilvorruhestan-
des. 

Länder und Gemeinden können durch die im Gesetz

-

entwurf vorgesehenen Maßnahmen in Einzelfällen 
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bei der Sozialhilfe belastet werden. Die Höhe der Be-
lastung läßt sich nicht beziffern. 

Außerdem ergeben sich bei 10 000 Altersteilzeitfällen 
bei der Rentenversicherung Entlastungen und höhere 
Beitragseinnahmen von mindestens 38 Mio. DM jähr-
lich. 

Der Gesetzentwurf bewirkt insgesamt eine Entlastung 
des Bundeshaushalts und ist von daher mit der Haus-
haltslage des Bundes vereinbar. 

Die Fraktion der SPD und die Fraktion DIE GRÜNEN 
sehen die Vereinbarkeit mit dem Bundeshaushalt als 
nicht gegeben an. 

Dieser Bericht wird unter dem Vorbehalt erteilt, daß 
die vom federführenden Ausschuß für Arbeit und So-
zialordnung vorgelegte Beschlußempfehlung keine 
Änderungen mit wesentlichen weitergehenden haus-
haltsmäßigen Auswirkungen auf den Bundeshaushalt 
enthält. 

Bonn, den 26. Oktober 1988 
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